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I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

......OOCOIOOOOOOODCOOOO......O'...‘......OOÜOCOODOOOOO,

Klägerin und Revisionsbeklagte,

@ e g e n

..........OOOOOOOOOOO.................O.......‚OOOOOOOOO’

Beklagte und Revisionsklägerin,
ProzeßbeVOI-lmä0htigter:

......O...0.0..O..O......0...‘.00’

Der 42. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

verhandlung am 2. Juni 4982

für Recht erkannt:

Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom
45. April 4984 wird aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zu
neuer Verhandlung und Ent—

scheidung an das Iandessozialgericht zurückverwiesen.
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’ Die Beteiligten streiten darüber, ob der der Klägerin ge-
mäß 5 405 der Reichsversicherungsordnung (RVG) für die

. >Zeit von Januar 1971 bis Oktober 1972 zustehende Beitrags-' ‘

zuschuß verjährt ist. * ' ‘ ' V "

Die Klägerin war während der vorgenannten Zeit bei der Be- 3Üyv

klagten als Verwaltun53angestellte beschäftigt und frei- :

willig versichertes Mitglied einer Ersatzkasse. Ihr Jahres-

einkommen überschritt die Pflichtversicherungsgrenze zur .
Krankenversicherung.

Im November 1974 bat die Klägerin die Beklagte um Zahlung

des Beitragszuschusses gemäß5 405 RVOrückwirkend ab
1. Januar 1971. Die Beklagte lehnte mit Schreiben.vom'

15. Februar 1977 Zahlungen für die Zeit vor November 1972

unter Berufung auf die Verjährungsregelung in 5 29 Abs 1

RVG ab. ' '

'Das Sozialgericht (SG) hat sich dieser rechtlichen Beur- '”

teilung angeschlossen und die am 2. März 1977 erhobene

Klage abgewiesen (Urteil vom 17. Mai 1979). Hingegen hat

das Landessozialgericht(LSG)auf die Berufungder Klägerin
die Beklagte antragsgemäß verurteilt (Urteil vom 15. April

1981): Der Beitragszuschuß nach 5 405 EVOverjähre in ent- {_};
sprechender Anwendung des 5 197 des Bürgerlichen Gesetz- __ '

buches (BGB) erst nach vier Jahren. Diese Verjährungsfrist -
werde im Hinblick darauf, daß es sich bei diesem Beitrags- l__

zuschuß um einen besonderen sozialrechtlichen Anspruch handele
und den Arbeitgeber eine besondere Betreuung3pflicht treffe,

_bereits durch die Geltendmachung des Anspruches beim Arbeit- [Ä

geber, die im Falle der Klägerin mit ihrem Schreiben vom

17. November 1974 erfolgt sei, unterbrochen.

Zur Begründung ihrer - vom ISG zugelassenen - Revision macht
„ ;

die Beklagte geltend, der Beitragszuschuß sei ein Lohnbe—

standteil, so daß der Anspruch nur der zweijährigen Ver-
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jährungsfrist des 5 196 Nr 8 BGBunterliegen könne. Es sei
auch nicht gerechtfertigt, abweichend von 55 208, 209 BGB
der bloßen Geltendmachung des Anspruches beim Arbeitgeber
die Wirkung der Unterbrechung der Verjährung beizumessen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Bayerischen Landessozial—

gerichts vom 15. April 1981 aufzuheben und

die Berufung zurückzuweisen.

Die Klägerin ist im Revisionsverfahren nicht vertreten.

Beide Beteiligte haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung (% 124 des Sozialgerichts—
gesetzes -SGG—)einverstanden erklärt. -

II

Die zulässige Revision der Beklagten ist im Sinne der Zu--

rückverweisung begründet. Erst nach ergänzenden tatsäch-

lichen Feststellungen kann die vom ISG - von seiner Auf-

fassung aus zutreffend - nicht geprüfte Frage entschieden

werden, ob der Ablauf der Verjährungsfrist unter dem Ge—

sichtspunkt von Treu und Glauben unbeachtlich ist.

Das SG und das LSG haben zutreffend den Rechtsweg zu den Ge-

richten der Sozialgerichtsbarkeit bejaht, da der Anspruch

auf den Beitragszuschuß gemäß5 405 RVGein von 5 51 SGG
erfaßter besonderer sozialrechtlicher Anspruch des Arbeit-

nehmers gegen den Arbeitgeber ist (Beschluß des Gemeinsamen >

Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes vom 4. Juni 1974

— GmS 0GB 2/75 - BSGE 57, 292 = SozR 1500 5 51 Nr 2).

In der Sache selbst ist das LSG - ebenfalls zutreffend —
davon ausgegangen, daß Ansprüche auf Beitragszuschuß in vier

Jahralläßh Ablauf des Kalenderjahres verjähren, in dem sie

fällig geworden sind. Allerdings gab und gibt das Gesetz

unmittelbar keine Auskunft, wann derartige Ansprüche ver-
jähren. Sie sind in keiner der einschlägigen Vorschriften

—4_
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ausdrücklich erwähnt. Rechtsprechung und Schrifttum haben

daher in der Vergangenheit die Frist für die Verjährung der

Beitragszuschüsse nicht nur zeitlich, sondern auch in der

rechtlichen Begründung erheblich unterschiedlich abgegrenzt: v_3
Die früher im Schrifttum wiederholt vertretene Auffassung,

daß der Beitragsanspruch ein arbeitsrechtlicher An5pruch sei,. &
dessen Verjährung sich unmittelbar nach 5 196 Abs 1 Nr 8 BGB
richte (vgl dazu Töns DOK 1970, 828; leingärtner SozSich 1971,

108; Figge RiA 1972, 65) kann zwar seit der Entscheidung des
Gms 0GB vom 4. Juni 1974 (aaO) als überholt angesehen werden.

Es wird jedoch weiterhin die analoge Anwendung des 5 196 Abs 1

Nr 8 BGB gefordert (Krauskopf/Schroeder—Printzen, Soziale Kran-

kenversicherung, Stand: Januar 1981, 5 405 Anm 1). Von anderen
wird der Anspruch auf den Beitragszuschuß den regelmäßig wieder-

kehrenden leistungen iS des 5 197 BGB gleichgeordnet und deshalb
die in dieser Vorschrift bestimmte vierjährige Verjährungsfrist_

analog angewendet (ISG NRWUrteil vom 14. Dezember 1978 - L 16 &

Kr 157/77 - ms 5400/10). Demgegenüberhat das LSGRheinland-
_Pfalz (DOK 1976, 655) ebenso wie das Bayerische ISG in diesem

Verfahren den Anspruch auf den Beitragszuschuß zu den Sozial-

leistungen iS des 5 29 Abs 5 BVG gerechnet und_deshalb die in
dieser Vorschrift bestimmte vierjährige Verjährungsfrist ange-

wendet.
„ .

V '
‚

' “ - ' '5

Der Senat vermag sich keiner der zuvor dargelegten Auffassungen

anzuschließen. Er ist vielmehr der Auffassung, daß der Anspruch

auf den Beitragszuschuß nach 5 405 EVO weder direkt noch allein
aufgrund seines Rechtscharakters analog einer der gesetzlichen

Vorschriften über die Verjährung (55 196 Abs 1 Nr 8 und 197 BGB;
5 29 Abs 4 und. Abs 5 RVG; € 45 SGB 1 und 5 25 SGB 4)‘ zugeordnet
werden kann.

Eine analoge Anwendungvon 5 29 Abs 5 EVO(entspricht 5 45".; '
des Sozialgesetzbuches —Allgemeiner Teil - —SGB1—) wie sie '

das LSG vornimmt, kommt aus mehreren Gründen nicht in Betracht.
Zum einen haben die Ansprüche auf Beitragszuschuß nicht den
Rechtscharakter einer leistung iS des Sozialversicherungsrechts.

Für den Anspruch nach 5 405 RVGhat der GmS0GB in dem bereits
mehrfach zitierten Beschluß nicht nur den Rechtsweg zu den Ge—

richten der Sozialgerichtsbarkeit bejaht, sondern auch den

5“
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Charakter des Anspruchs aus 5 405 RVO dem sozialversiche-
rungsrechtlichen Beitragsrecht zugeordnet. Auch im Schrift- t;f

tum wird er als ein solcher mit “Beitragscharakter” be-
}

ki_

zeichnet (3 zB Brackmann, AP Nr 5 zu 55 394, 595 BVGund '
fl,

Handbuch der Sozialversicheruns‚ 9. Aufl Stand: 56. Nach-°

trag S 564d). Der sozialrechtliche Anspruch des Arbeit-
'T3 nehmers gegen den Arbeitgeber auf den Zuschuß zum Kranken- "

' versicherungsbeitrag des Arbeitnehmers ist durch das 2.
:;f Krankenversicherungs-Änderungsgesetz (KVÄG) vom 21. De-

“. zember 1970 (BGBl I 1770) eingeführt werden, um den höher
verdienenden Angestellten im Interesse der sozialversiche-

‚„rungsrechtlichen Gleichstellung mit den versicherungspflich-Q!g

tig Beschäftigten die Möglichkeit zu geben, sich grundsätz-.'MH

'?>lich ohne höheren Kostenaufwand als diese einen ver-
Ti SleiChbaren freiwilligen Krankenversicherungsschutz zu'ver-ffif

'> schaffen (vgl die BegründungzumEntwurf des 2. KVÄG,BT—‚ifv;
“"Drucks v1/4450 s 4.f.; BSGSozR22005 584nrn 4 und e;
‚„ SOZR2200 5 405 Nrn 2, 6 bis 8). Der An3pruch gehört deshalb-::

in das beitragsrechtliche Regelungssystem. Selbst Beiträge 3:vÜ

Üigwerden
zwar gelegentlich im Gesetz als leistungen bezeich-fi'

" net, wenn sie von einem Ieistungsträger neben einer lau-

fenden Geld- oder Sachleistung für den Versicherten zu er-
__9

‘
bringen sind (vgl zB 5 12 Nr 2 des Rehabilitationsanglei- jffi3

chungsgesetzes -RehaAnglG-). Gleichwohl bleibt der Beitrag "'
seinem Charakter nach ein Beitrag und die Rechtsbeziehungenrfo

xl zwischen Versicherungsträger, Einzugsstelle, Beitragszah-
_

'f_lungspflichtigen und Versicherten richten sich grundsätzlich '“

nach dem Beitragsrecht des Versicherungssystems, zu dem diee: ”

".Beiträge zu entrichten sind (BSG SozR 2200 € 4585 Nr 8).- \Ü;jf

" Hinzu kommt, daß 5 29 Abs 5 RVO schon vom Wortlaut her sei- ■'Ä‘

' nen Wirkungsbereich "auf leistungen der Versicherungsträ- _„„gä

‘ ger"_eingrenzt.

.; Es ist auch nicht ohne weiteres möglich, im Wege der Ana-

’“ logie den Anspruch aus 5 405 RVOden Leistungsansprüchen

._
gleichzustellen. Gerade in der Beschränkung von 5 29 Abs 5

"RVO aF auf "Leistungen der Versicherungsträger“ kommt zum

i-6—
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7\Ausdruck‚ daß diese Vorschrift das Ergebnis einer Abwägung

'ist zwischen dem Schutzbedürfnis von Versicherungsträgern

(oder der Gemeinschaft der Beitragszahler) auf der einen
Seite und dem Interesse des Versicherten an der Leistung

._
(zugleich dem Bedürfnis nach Durchsetzung des mit der Leistung

ÜÜ verfolgten Gesetzeszwecks) auf der anderen Seite. Diese In— '_

__
teressenkonstellation findet sich bei Ansprüchen nach 5 405__fj

ÄÜ‚RVOnicht; denn das Schutzbedürfnis des Arbeitgebers ist Iff”
nicht ohne weiteres gleichzusetzen mit dem Schutzbedürfnis _QÖj

.: von Versicherungsträgern. Deshalb unterscheidet sich der

«p Anspruch auf Beitragszuschuß seinem Charakter nach von den
___

-_ in $ 29 Abs 5 EVOaF und 5 45 SGB1 geregelten Leistungsan-_;E_
sprüchen.

'? Trotz der Zugehörigkeit des Anspruchs aus 5 405 EVOzum :-
;fiSystem der Regeln über die Aufbringung von Beiträgen ist

__Äifaber auch 5 29 Abs 4 BVGaF (und ent8prechend 5 25 SGB4)
_Äffnicht analog anwendbar. Dort ist zwar nicht ausdrücklich er?“?!

_f‘wähnt‚ daß es sich bei den Beitragsansprüchen umAn3prüche ‚ZA
23 der Versicherungsträger handelt; dies ergibt sich aber aus

dem Wort selbst. Im System der Finanzierungsregelungen der RVOf

J‚kann als Beitrag nur eine gesetzlich geregelte Verpflichtung:_i

" _verstanden werden, durch Zahlung an den Versicherungsträger _wi

”zur Finanzierung der Versicherung beizutragén (vgl BVerfGE„Jgf■

___14, 512, 518). Für den jetzigen Rechtszustand ergibt sich
' dies deutlich aus 5 22 SGB 4. Den Beitragsansprüchen könntenifg

deshalb im Wegeder Analogie allenfalls noch Umlageverpflich-H

';‘tungen zugeordnet werden. Der Anspruch auf Beitragszuschuß_

‚ist hingegen trotz seiner Zugehörigkeit zum System der Bei-

tragsregelung kein solcher Anspruch. Er betrifft den Aus—

gleich der Beitragslast, ist aber seinem Charakter nach kei n.

Beitragsanspruch; denn es handelt sich nicht um einen
Anspruch

eines Versicherungsträgers auf Beiträge. Das schließt eine
_unmittelbare Anwendung der für Beiträge geltenden Veraahrungs-'

vorschriften aus. Eine analoge Anwendung kommt ebenfalls nicht _

in Betracht, weil die Dauer der Verjährungsfrist für Beitrags—'
ansprüche auf einer Abwägung beruht zwischen den Interessen II

der mit dem Beitragseinzug beauftragten und dafür—ausgerüste- Ä„

ten Behörde auf der einen Seite und dem Interesse des in Dienst

genommenenArbeitgebers (nicht noch langfristig Beiträge nach—
. ,
‘ _ .

7
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zahlen zu müssen) auf der anderen Seite. Diese Abwägung
kann nicht ohne weiteres auf Fälle übertragen werden, in
denen nicht eine Behörde und ein Arbeitgeber gegenüber-

stehen; die vom Gesetz beauftragte Behörde bedarf eines
geringeren Schutzes und der Arbeitgeber, der bereits durch
die Indienstnahme stark belastet ist, bedarf eines stärkeren

Schutzes. Seine Belastung muß in Grenzen gehalten werden.
Ist hingegen ein Versicherter der Gläubiger, liegt im Gegen-

satz zu Beitragsansprüchen das Schutzbedürfnis uU stärker

auf Seite dessen, der den An3pruch geltend machen muß,

nämlich des Versicherten, der ihn gegen seinen Arbeitgeber

durchsetzen muß.

Diese Überlegungen führen dann allerdings dazu, eine Analo-
gie zu den zivilrechtlichen Vorschriften zu erwägen. Auch

eine solche scheidet aber aus, weil der öffentlich-recht-

liche Charakter des Beitragsanspruchs dies verbietet.
Öffentlich-rechtliche AnsPrüche verfolgen einen bestimmten
öffentlichen Zweck. Bei ihnen besteht ein besonderes öffent—

liches Interesse daran, daß sie erfüllt werden. Ein solches

Interesse besteht bei zivilrechtlichen Ansprüchen, die weit—

gehend zur Disposition der Betroffenen stehen, regelmäßig

nicht. Auch an der Erfüllung des Anspruchs aus 5 405 RVG
besteht ein besonderes öffentliches Interesse, selbst wenn

es sich um Ansprüche für die Vergangenheit handelt (Urteil

des erkennenden Senats■vom 24. September 1981 - 12 RK 58/80-—

demh®het BSGEBand 5 . Wegendieses besonderen Charakters ' ' ”
öffentlich-rechtlicher Ansprüche, der bei der Fassung der

für zivilrechtliche Ansprüche geschaffenen Verjährungsvor—

schriften nicht berücksichtigt werden konnte, scheidet auch

insoweit eine Gleichstellung des Anspruchs nach 5 405 RVO »
aus .

Da somit der Anspruch nach 5 405 RVO seinem Rechtscharakter

nach keiner der im Gesetz aufzufindenden Rechtsnormen über

die Verjährung zugeordnet werden kann, käme an sich 5 495

BGB zum Zuge, der für alle Ansprüche, deren Verjährung nicht

besonders geregelt ist, eine dreißigjährige Verjährungsfrist

vorsieht. @195 BGB enthält einen allgemeinen Rechtsgedanken,
der auch im öffentlichen Recht Gültigkeit hat (vgl zB Wolff,

Verwaltungsrecht I, 8. Aufl, S 250). Diese Folgerung ist je-

_ 8 -
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doch für die Beitragszuschüsse deshalb nicht zu ziehen, weil

_
sich aus der Gesamtheit der Verjährungsvorschriften ein Plan

„
des Gesetzgebers erkennen läßt, der deutlich macht, daß auch

‘ Beitragszuschußansprüche einer kurzen (vierjährigen) Verjäh—

‘ rung unterliegen sollen, mithin insoweit lediglich versäumt
.

.wurde, eine entsprechende Regelung zu treffen (1ü0ke im Ge-

.'setz).
Sowohl für zivilrechtliche Ansprüche aus dem Arbeitsverhält—

nis als auch für die im Gesetz geregelten leistungen und Bei-
_träge im Rahmen der Sozialversicherung sind kurze Verjährungs— ’

fristen vorgesehen (55 496 Abs 1 Nr 8, 497, 204 BGB; 5 29 Abs 4
iund 5 RVO;heute 5 45 SGB4 und 5 25 SGB4). Wennaber sowohl

' Beiträge als auch LeiStungen als auch vergleichbare bürgerlich-
" rechtliche Ansprüche in längstens vier Jahren verjähren, so muß

dies auch für den Anspruch auf Beitragszuschuß angenommen werden,
fkweil sich Elemente aller drei hier behandelten, im Gesetz gere-

gelten Anspruchsformen in ihm wiederfinden: Den Ieistungsansprü-

3 chen sind die Ansprüche auf Beitragszuschuß ähnlich, weil auch

insoweit der Versicherte von einem Dritten eine finanzielle
_

_
Leistung erhält, den zivilrechtlichen Ansprüchen sind sie in

_ der Konstruktion verwandt, weil es sich um Ansprüche des Ar—
___beitnehmers gegen seinen Arbeitgeber handelt, und mit den Bei— 5,

jtragsansprüchen haben sie gemein, daß sie Teil des beitrags- '

1 rechtlichen Finanzierungsgefüges sind. '

Es kann deshalb davon ausgegangen werden, daß der
Gesetzgeber

dann, wenn er erkannt hätte, daß der Anspruch nach 5 405 RVO

seinem Rechtscharakter nach keiner der bestehenden Vorschriften

zugeordnet werden kann, ebenfalls eine kurze Verjährungsfrist

1 vorgesehen hätte; denn sachliche Gründe, gerade diesen Anspruch

mit einer aus dem Rahmen fallenden langen (dreißigjährigen) Ver—

—jährungsfrist auszurüsten, sind nicht erkennbar. ‘

Zu entscheiden bleibt dann allerdings noch die Frage, ob die

zweijährige Verjährungsfrist der 55 196 Abs 1 Nr 8 BGB/ 29 Abs
'_4 RVGoder die vierjährige Verjährungsfrist der 55 197BGB/29

Abs 5 RVO als maßgeblich anzusehen ist. Insoweit ergeben sich

aber aus den besonderen Interessenlagen, die den einzelnen Vor-

schriften zugrundeliegen, hinreichend klare Hinweise. Die zwei-

_
jährige Verjährungsfrist kommt nicht in Betracht, weil die be-

- 9 -
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sonderen Gründe, die diese sehr kurze Verjährungsfrist

rechtfertigen, bei den Ansprüchen nach 5 405 RVG nicht

vorliegen. Daß € 496 Abs 1 Nr 8 BGB nicht für die lücken-
füllung herangezogen werden kann, hat bereits das LSG '

Nordrhein—Westfalen (Urteil vom 14. Dezember 4978 - 16 Kr
137/77 ——aaO-) überzeugend begründet. Es hat ausgeführt,
daß die kurze Verjährungsfrist des 5 496 BGB den Zweck hat,
wegen der raschen Verdunkelung des Sachverhalts bei Ge-

schäften des täglichen Lebens eine beschleunigte Abwick—

lung herbeizuführen. Diese Besorgnis bestehe aber bei den
sich aus % 405 EVO ergebenden Ansprüchen nicht oder nur in

geringem Maße, weil diese Ansprüche gesetzlich fixiert sei—

en. Die Ansprüche aus 5 405 RVG seien eher den in 5 497 BGB
beschriebenen An8prüchen vergleichbar, denn es handele sich

auch um Ansprüche, die auf laufende, gleichbleibend hohe

Zahlungen gerichtet seien, die zugleich durch gesetzliche

Verankerung und eine gewisse Stetigkeit gekennzeichnet sei—

en. Dieser Auffassung schließt sich der erkennende Senat

an.

Ebensowenig lassen sich die Gründe, die sich für die kurze

Verjährungsfrist von Beitragsansprüchen nach 5 29 Abs 4
RVG anführen lassen, auf den Beitragszuschußan3pruch über-

tragen. Es ist bereits oben darauf hingewiesen werden, daß

bei Beitragsansprüchen eine völlig andere, sogar gegenläu—

fige Interessenkonstellation vorliegt. Schutzbedürftig er-
scheint dort mehr der Schuldner (in Dienst genommener Ar—

beitgeber oder auch ausnahmsweise beitragszahlungspflichti—

ger Arbeitnehmer) als der Gläubiger (Einzugsstelle/Ver—

sicherungsträger), während beim Anspruch auf Beitragszu-

schuß umgekehrt das Schutzbedürfnis des Gläubigers (Ar-

beitnehmer) größer ist als das des Schuldners (Arbeitge-

ber). '

Die kurze Verjährungsfrist läßt sich auch nicht damit

rechtfertigen, daß möglicherweise für die Ansprüche auf

den Arbeitgeberanteil nach 5 520 RVO ebenfalls eine kurze
Verjährungsfrist in Betracht zu ziehen ist. Eine solche

Folgerung wäre nämlich das Ergebnis einer Abwägung, ob

diese Ansprüche eher echten Beitragsansprüchen oder eher
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den Ansprüchen aus @405 RVO

_
gleichzustellen sind. 5 520 RVO regelt den AnSpruch auf «
den Arbeitgeberanteil für einen Versicherungspflichtigen,

der bei einer Ersatzkasse versichert ist, in der Weise, daß

der Ersatzkasse ein Anspruch auf einen Arbeitgeberanteil zu-{
steht, dieser Arbeitgeberanteil aber vom Arbeitgeber an den

Versicherten abzuführen ist. 5 520 RVO steht damit zwischen
den (sonstigen) Beitrag3ansprüchen der Versicherungsträger

und dem Beitragszuschuß nach 5 405 RVO. Wie immer die not-
wendige Abwägung ausfällt, welchen dieser beiden Anspruch.-

formen der Anspruch aus 5 520 RVO gleichzuachten ist, sie ist

in jedem Fall an den Besonderheiten des 5 520 RVO orientiert

und es läßt sich daraus kein Hinweis ableiten, welche Ver-

jährungsfrist für die den echten Beitragsansprüchen noch ".

ferner stehenden Ansprüche nach 5 405 RVOzu gelten hat.“

Lassen sich somit die Gründe, die die besonders kurze zwei—

jährige Verjährungsfrist rechtfertigen, auf die Ansprüche

nach % 405 nicht übertragen und paßt auch die dreißigjährige
Verjährungsfrist nicht in den Plan des Gesetzgebers, so bleibt

nur der Schluß, daß der Gesetzgeber bei Kenntnis der Gesetzes-

lücke für Ansprüche aus 5 405 RVO ebenso wie für die Leistungs-

ansprüche und die An3prüche nach 5 197 BGB eine vierjährige
Verjährungsfrist vorgesehen hätte. Eine solche ist deshalb

zugrunde zu legen.

Die Verjährungsfrist für den Anspruch der Klägerin auf die

von Januar 1971 bis Dezember 1971 fällig gewordenen Beitrags-

zuschüsse ist daher am 51. Dezember 1975 abgelaufen und die

-Verjährungsfrist für die bis Oktober 1972 zu zahlenden Zuschüsse’

endete am 51. Dezember 1976.

Entgegen der vom LSG vertretenen Ansicht ist die Verjährungs—„ng

frist insoweit auch nicht durch den von der Klägerin im No- °
vember 1974 gestellten Antrag unterbrochen werden. Da der Ge- 31

setzgeber in der RVO keine gesetzliche Regelung über die Unter-

brechung der Verjährungsfrist getroffen hatte, sind, wie allge-

mein anerkannt ist (BSG SozR 2200 5 29 Nrn 1, 2, 7; SozR 2200.
s 472 Nr 2), die ent3prechenden Vorschriften des BGB(% 208 ff
BGB) analog anzuwenden. Nach den vom ISG getroffenen tatsäch-

lichen Feststellungen käme in dem zur Entscheidung stehenden
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Fall zunächst nicht die entsprechende Anwendung des 5 208
BGB in Betracht. Danach wird die Verjährung durch ein in
einem tatsächlichen Verhalten des Schuldners liegendes An-
erkenntnis unterbrochen, sofern es ergibt, daß der Schuld-

ner den Anspruch dem Grunde nach als bestehend erachtet und

» dies auch dem anderen Teil gegenüber zum Ausdruck bringt
(Staudinger, BGB, 42. Aufl, RdNr 6 zu 5 208; BGH VersR
4974, 571). Ein solches Verhalten der Beklagten hat das
ISG aber nicht festgestellt; die Beklagte hat sich vielmehr

bis zum Ablauf der Verjährungsfrist zu dem Antrag der
Klägerin nicht — jedenfalls nicht der Klägerin gegenüber —
in dem Sinne geäußert, daß sie den Anspruch der Klägerin

als bestehend erachtet.

Auch ein Unterbrechungsgrund iS des 5 209 Abs 2 BGBhat
entgegen der vom LSG vertretenen Ansicht nicht vorgelegen.

Die Unterbrechung der Verjährung durch einen Antrag in

ent3prechender Anwendung des 5 209 Abs 2 BGB ist, wie das
ISG auch nicht verkennt, vom Bundessozialgericht (BSG) in
Fortführung der Rechtsprechung des Reichsversicherungsamtes

(BSG SozR Nr 5 zu 5 29 BVD) bisher nur für die Fälle des

Antrages auf die Gewährung einer Sozialleistung und nur im

Hinblick auf die besondere öffentlich—rechtliche Stellung

des Versicherungsträgers, dem die Führung eines förmlichen

Verwaltungsverfahrens obliegt, angenommen worden. Diese

Grundsätze können auf die Gewährung des Zuschusses nach

5 405 RVGnicht angewendet werden. Die Geltendmachung des
Zuschusses des Arbeitgebers ist weder eine materiell-recht-

liche Anspruchsvoraussetzung noch setzt sie ein förmliches

Verwaltungsverfahren in Gang. Vielmehr ist der Arbeitgeber

allein aufgrund seiner gesetzlichen Indienstnahme (BSGE 44,
297) verpflichtet, die Voraussetzungen für die Zahlung des

Zuschusses festzustellen und diesen an den Versicherten aus—

zuzahlen. Eine vom Versicherten ausgesprochene Aufforderung

auf Auszahlung des Zuschusses steht daher weder der Erhebung

der Klage noch einem Antrag auf Sozialleistungen an einen

Versicherungsträger gleich. Da die Klägerin die Klage erst

im März 4977 erhoben hat, ist die Verjährungsfrist hinsicht—
,

lich aller streitigen Ansprüche abgelaufen.
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Der Ablauf der Verjährung könnte aber hier nicht zu be-

achten sein, wenn ihm die Wirksamkeit unter dem Gesichts-

punkt der unzuläSsigen RechtSausübung zu versagen ist. Das

wäre der Fall, wenn die Beklagte die Klägerin von der Klage-

erhebung abgehalten hätte, auch wenn dies unbeabsichtigt ge-

schehen wäre (BAG, NJW 1967, 174). Das Abhalten kann auch

in der mangelnden, pflichtwidrig unterlassenen Aufklärung

oder Unterrichtung liegen (Palandt-Heinrichs, BGB, 41. Aufl,

Übb 5a vor 5 494; BAG,NJW4967, 174; BVerwG,JR 1966, 475).
Es genügt, daß der andere Beteiligte zur Annahme berechtigt “

War, das Verfahren werde ohne Rechtsstreit abgewickelt werden

können (Münchener Kommentar zum BGB, RdNr 40 zu 5 494). Alles
das hat für das Arbeitsverhältnis aus dem Gesicht5punkt der
Fürsorgepflicht des Arbeitgebers besondere Bedeutung (BAGZ

_
Betaeb,-4965‚—5523 Soergel-Augustin, BGB, '1’l. Aufl, RdNr 7

zu 5 222), auch wenn insoweit an den öffentlich-rechtlichen_}j*„_
Arbeitgeber grundsätzlich keine höheren Anforderungen zu ' '

stellen sind als an jeden anderen Arbeitgeber (BAG, NJW1967, 474).

Tatsächliche Feststellungen über Art und Umfang der Aufklärung

der Klägerin durch die Beklagte, über deren Verhalten nach 7'

der Geltendmachung des Zuschusses durch die Klägerin im No-‘

vember 1974 und zum Gegenstand und dem Ergebnis zwischen2eit—_

licher Verhandlungen zwischen den Beteiligten hat das ISG

nicht getroffen. Erst wenn auch insoweit der Sachverhalt ab-
schließend ermittelt werden ist, läßt sich entscheiden, ob

die Beklagte die Klägerin von einer Klageerhebung noch vor
Ablauf der Verjährungsfrist abgehalten hat und deshalb der

Eintritt der Verjährung unter dem Gesichtspunkt von Treu und

Glauben nicht zu berücksichtigen ist.

Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlußurteil vorbe- '
halten.

'
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